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Analyse

Die russische Militärintervention in der Ostukraine1

Von Marek Menkiszak, Rafał Sadowski, Piotr Żochowski, Warschau

Am 24. August überquerten reguläre Einheiten der 
russischen Armee die Grenze zur Ostukraine. Die 

russische Offensive führte zur Eroberung von Teilen 
der Regionen Donezk und Luhansk, die bis dahin von 
ukrainischen Kräften kontrolliert worden waren. Diese 
hatten ziemlich viele Tote zu beklagen. Die politische 
Entscheidung des Kremls für eine direkte militärische 
Intervention war offenbar eine Reaktion auf den dro-
henden kompletten Zusammenbruch der sogenannten 
Volksrepubliken Donezk und Luhansk. Das Hauptziel 
der russischen Offensive war es, der Regierung in Kiew 
zu demonstrieren, dass diese den Konflikt mit militä-
rischen Mitteln nicht lösen kann und Verhandlungen 
mit den Separatisten (und de facto mit Russland) über 
die politische und geopolitische Stellung der Ukraine 
aufnehmen muss. Das wiederum würde zu einer poli-
tischen Vereinbarung führen, die Mechanismen schafft, 
über die die Ukraine in eine Abhängigkeit von Russland 
gerät. Die gegenwärtige militärische Situation hat die 
Ukraine und ihre Regierung in eine schwierige politi-
sche Position gebracht, denn schließlich versuchen die 
Behörden in Kiew, politische und finanzielle Unterstüt-
zung vom Westen zu bekommen. Die von den Russen 
in Form eines Ultimatums gestellten Bedingungen sind 
für die ukrainische Regierung wie für die ukrainische 
Gesellschaft insgesamt nicht annehmbar. Angesichts der 
Parlamentswahlen am 26. Oktober, die für die Ukraine 
von entscheidender Wichtigkeit sind, wird Kiew versu-
chen, jegliche ungünstige politische Vereinbarung mit 
Russland zur Lösung des Konflikts zu verzögern.

Die verstärkte Beteiligung der russischen 
Armee
Auf die wachsenden Fortschritte der ukrainischen 
Streitkräfte seit Juni, die zu einem schrittweisen Kon-
trollverlust der prorussischen Truppen über strategisch 
wichtige Punkte entlang der Kommunikationslinien 
zwischen den von ihnen gehaltenen Städten geführt 
haben, und auf das wahrscheinlicher werdende Szena-
rio, dass Donezk und Luhansk von ukrainischen Streit-
kräften umstellt werden könnten, wurde mit einem ver-
stärkten Einsatz von regulären Einheiten der russischen 
Armee reagiert. Diese haben Munitionsnachschub und 
modernes militärisches Gerät aus Russland geliefert, 
die separatistischen Kräfte personell unterstützt (unter 

1	 Dieser Artikel ist erstmalig auf der Webseite des Zentrums 
für Osteuropastudien (OSW) am 3.9.2014 erschienen. Die 
Redaktion der Ukraine-Analysen dankt für die Erlaubnis zum 
Nachdruck.

anderem durch Entsendung in Russland stationierter 
Einheiten, die offiziell »auf dem Rückzug« waren) und 
durch Artilleriebeschuss auch direkt an den Kämpfen 
teilgenommen. In der Nähe der Ostgrenze der Ukraine 
wurde ein etwa 45.000 Truppen starkes Kontingent 
aus Einheiten aus dem westlichen, dem südlichen und 
dem zentralen militärischen Distrikt zusammengezogen. 
Zudem gab es eine taktische Änderung bei den Sepa-
ratisten; sie gruppierten ihre Kräfte um, die sich nun 
um die größeren Städte konzentrieren und sich auf eine 
langfristige Verteidigung von Donezk und Luhansk vor-
bereiten. Infolge der zunehmenden russischen Beteili-
gung hat der Fortschritt der ukrainischen Kräfte seine 
Schlagkraft verloren, diese treffen nun auf gut orga-
nisierten Widerstand. Die Situation der ukrainischen 
Einheiten hat sich durch die Verlängerung ihrer Ver-
sorgungsrouten, die außerdem ununterbrochen feind-
lichen Angriffen ausgesetzt sind, verschlechtert, sowie 
durch zunehmende Erschöpfung aufgrund mangelnden 
Truppenaustauschs. Ein weiterer ungünstiger Faktor, 
der dem Erzielen militärischer Erfolge im Weg stand, 
waren – wie ukrainische Behördenvertreter bestätigen – 
mangelnde Geheimdienstinformationen, um die feind-
lichen Bewegungen vorherzusehen.

Die russische Intervention
Die russischen Behörden haben in Ausnutzung der sich 
verschlechternden Situation der ukrainischen Streit-
kräfte und ohne sich vor heftigen Reaktionen der 
internationalen Gemeinschaft zu fürchten, beschlos-
sen, reguläre Einheiten ihrer Streitkräfte in die Kämpfe 
im Donbass zu entsenden. Am Morgen des 24. August 
überschritten dann reguläre russische Armeeeinheiten 
die Grenze zur Ukraine. Sie agierten unabhängig, grif-
fen Wolnowacha, Luhansk und die Küste des Asowschen 
Meers an und besetzten am 27. August Nowoasowsk. 
Der Angriff der russischen Truppen wurde von hefti-
ger werdenden Angriffen der separatistischen Truppen 
in anderen Regionen begleitet und zunehmend auch 
durch russische Luftlandetruppen unterstützt. Als Folge 
davon wurden mindestens vier ukrainische Gruppierun-
gen nahe Ilowaisk und Amwrosiewka (am 27. August 
fiel schließlich die ukrainische Verteidigung des stra-
tegisch wichtigen Saur-Mogila-Hügels) sowie südlich 
und westlich von Luhansk umstellt, deren Stärke auf 
insgesamt 7.000 Soldaten geschätzt wird. Anders als 
von den ukrainischen Behörden angekündigt, haben 
die Streitkräfte dort keine Unterstützung zum Verlas-
sen der Region bekommen. Am 1. September wurden 
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ukrainische Streitkräfte vom Flughafen Luhansk abge-
zogen und die Hauptlast der Kämpfe verlagerte sich in 
die Umgebung von Donezk.

Das wichtigste Ziel der von Russland geführten 
Offensive ist es, die ukrainischen Streitkräfte aus den 
meisten Gebieten der Regionen Donezk und Luhansk 
zu verdrängen, um die Grenze zu Russland (einschließ-
lich der Küste des Asowschen Meers) unter ihre Kon-
trolle zu bringen und möglichst auch Mariupol einzu-
nehmen. Das würde der russischen Seite potentiell die 
Möglichkeit verschaffen, die auf die Regionen Char-
kiw und Saporischschja ausgerichteten Kampfhand-
lungen fortzusetzen. Es wird erwartet, dass der Einsatz 
regulärer Teile der Streitkräfte der Russischen Födera-
tion wachsen wird.

Die politischen Motive und Ziele der 
russischen Offensive
Die politische Entscheidung des Kreml für eine 
begrenzte direkte Militärintervention in der Ostukraine 
war offenbar eine Reaktion auf die Bedrohung durch 
den bevorstehenden Kollaps der sogenannten Volksre-
publiken von Donezk und Luhansk, der in der Wahr-
nehmung des Kreml die Chance auf eine Umsetzung 
der russischen Pläne zur Unterordnung der Ukraine 
verringert bzw. nach hinten verschoben hätte. Darü-
ber hinaus hätte sich Moskau andernfalls womöglich 
Vorwürfe nationalistischer Kreise in Russland zugezo-
gen, die Behörden der Russischen Föderation würden 
die Bevölkerung im Donbass ihrem Schicksal überlas-
sen und russische Nationalinteressen verraten.

Die Intervention soll mehreren Zielen gleichzeitig 
dienen. Erstens demonstriert sie, dass es keine Alterna-
tive zu politischen Verhandlungen mit den Separatisten 
und Russland und zur Berücksichtigung ihrer Haupt-
forderungen gibt. Der Kreml hat den Ukrainern gezeigt, 
dass es ihm ein Leichtes ist, mit seinen Entscheidun-
gen und Aktionen den militärischen Erfolg der ukraini-
schen Armee zunichte zu machen; und angesichts seiner 
erheblichen militärischen Reserven kann er seine Mili-
tärpräsenz in der Ostukraine erhöhen und seine mili-
tärische Überlegenheit unabhängig von der Anzahl der 
ukrainischen Truppen, die an die »Ostfront« geschickt 
werden, aufrechterhalten. Das bedeutet, dass Russland 
Präsident Petro Poroschenko unter Druck setzen wird, 
indem es beispielsweise droht, dessen Position vor den 
bereits für den 26. Oktober angesetzten Parlamentswah-
len in der Ukraine, die für seine politischen Pläne von 
entscheidender Bedeutung sind, zu schwächen.

Zweitens hat Russland den Führungsfiguren der 
westlichen Länder (besonders Deutschlands) demons-
triert, dass es bereit ist, deren Ineffektivität angesichts 
seiner militärischen Aggressionen bloßzustellen. Russ-

land hat die westlichen Länder präventiv vor jeglichen 
Bestrebungen gewarnt, das Militär in der Ukraine zu 
unterstützen (Präsident Putin tat dies am 29. August 
unter Verweis darauf, dass Russland eine Nuklearmacht 
ist). Auf diese Weise behauptet Russland, der einzige 
Weg für die führenden westlichen Länder, Gesicht und 
Glaubwürdigkeit zu wahren, sei es, den Druck auf Kiew 
zu erhöhen und es zur Einwilligung in einen Waffen-
stillstand zu bewegen. Dies käme de facto einem Ein-
frieren des Konflikts gleich, was den Separatisten Raum 
zur Konsolidierung ihrer Kräfte und Kiew Raum zur 
Suche nach einem Modus Vivendi mit Russland ver-
schaffen würde.

Drittens will Russland durch die Eskalierung der 
Militäraktion zeigen, dass Präsident Putins Thesen und 
Vorschläge zum politischen und geopolitischen Status 
der Ukraine ernst und als Gesprächsgegenstand mit 
Moskau angenommen werden sollten. Es ist kein Zufall, 
dass die russische Militäroffensive zeitgleich mit dem 
Gipfeltreffen der Eurasischen Union (Russland, Bela-
rus und Kasachstan) und der Ukraine am 26. August 
in Minsk stattfand. In seiner Rede dort bestätigte Prä-
sident Putin noch einmal mit Nachdruck die Grund-
lage seines Konzepts: dass die Ukraine Teil der histo-
risch gewachsenen natürlichen Einflusssphäre Russlands 
sei; dass sie Teil der Region sei, in der die (von Russ-
land kontrollierte) Wirtschaftsintegration vorangetrie-
ben wird; dass die in dieser Region gelegenen Staaten 
nur über eine eingeschränkte Souveränität verfügen 
und keine innenpolitischen, außenpolitischen, ökono-
mischen und sicherheitspolitischen Entscheidungen tref-
fen können, die den (von Moskau definierten) Interes-
sen der Russischen Föderation zuwiderlaufen.

Das Projekt »Neurussland«
Im Verlauf der russischen Militäroffensive in der Ostu-
kraine setzte der Kreml verstärkt jene Rhetorik ein, die 
sich auf das sogenannte »Neurussland«-Konzept bezieht 
und die zuvor in der politischen Sprache einiger Sepa-
ratisten und russischer Nationalisten aufgetaucht war. 
Es ist festzuhalten, dass die russischen Truppen, die am 
27. August in die ukrainische Stadt Nowoasowsk ein-
marschierten, dies unter der »Flagge« Neurusslands taten.

Historisch betrachtet ist Neurussland der gemein-
same Name der am Schwarzen Meer und an der Krim 
gelegenen Länder, die im späten 18. Jahrhundert als 
Ergebnis von Kriegen mit der osmanischen Türkei Teil 
des Russischen Kaiserreichs wurden und nur für kurze 
Zeit den Status einer eigenen Provinz hatten. Im frühen 
20. Jahrhundert wurden sie Teil der im Aufstieg begriffe-
nen Sowjetunion, was Putin in seiner Ansprache vor der 
Föderalversammlung am 18. März kritisierte, indem er 
die Region »den historischen Süden Russlands« nannte. 
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Alternativ dazu verwendete Präsident Putin während 
einer Videokonferenz den Begriff »Neurussland« und 
zählte als dessen Bestandteile die ukrainischen Bezirke 
Charkiw, Luhansk, Donezk, Cherson, Mykolajiw und 
Odessa auf. Seitdem ist die Verwendung des Begriffs 
in den staatlich kontrollierten russischen Medien weit 
verbreitet. Die Kampagne zur »Vereinigung« der soge-
nannten Republiken Donezk und Luhansk zu einer 
Föderation »Neurussland« betreibt auch der ukraini-
sche Politiker Oleh Zarjow, der von Russland politisch 
und propagandistisch unterstützt wird. Die Gründung 
einer Föderation fand formal im Mai und Juni statt. 
Ebenfalls im Juni stellte Zarjow seine Initiative für ein 
von russischen Historikern geschriebenes Lehrbuch 
mit dem Titel Die Geschichte Neurusslands vor, Ende 
August erhielt er dafür die offizielle Unterstützung von 
Sergej Naryschkin, dem Vorsitzenden der Staatsduma, 
und von der Russischen Akademie der Wissenschaf-
ten. Außerdem veröffentlichte der Kreml in der Nacht 
vom 28. auf den 29. August einen Aufruf des Präsiden-
ten Putin zu »einem Volksaufstand in Neurussland«, 
in dem Putin die erheblichen militärischen Erfolge der 
Separatisten betont und diese dazu drängt, der Schaf-
fung eines Korridors zur sicheren Evakuierung der ein-
geschlossenen ukrainischen Streitkräfte zuzustimmen. 
Am 31. August sagte Kreml-Sprecher Dmitri Peskow 
schließlich, Präsident Poroschenko könne nicht mit 
Russland (das nicht Partei des Ukraine-Konflikts sei) 
verhandeln, sondern nur mit Neurussland.

Diese Äußerungen und Handlungen zeigen deutlich, 
dass die Angelegenheit des sogenannten »Neurussland« 
ein politisches Projekt des Kremls ist. Neurussland ist 
ein wichtiger Bestandteil eines größer angelegten russi-
schen Plans, der für die Ukraine einen blockfreien Status 
vorsieht, ihren Verzicht auf die Pläne zur europäischen 
Integration, die weitgehende Autonomie ihrer Regio-
nen und dass sie in einem permanenten wirtschaftli-
chen und politischen Krisenstatus gehalten wird, der 
für Moskau ein Instrument zur Einflussnahme auf Kiew 
ist. Der Kreml macht deutlich, dass er, sollte es sich als 
nötig erweisen, bereit ist, die militärische Aggression 
und Unterwanderung fortzusetzen, was langfristig zur 
Teilung des ukrainischen Staats und zur Etablierung des 
sogenannten Neurusslands als eigenständigem Akteur 
unter russischer Protektion führen würde. Willigt die 
ukrainische Regierung in die Aufnahme von Gesprä-
chen mit den Separatisten und auf Verlangen Letzterer 
de facto auch mit Russland ein, dann bleibt das Terri-
torium des sogenannten Neurusslands (das anfangs die 
Regionen Donezk und Luhansk umfassen, in Zukunft 
aber dank einer Vereinbarung über »Föderalisierung« 
auf andere Regionen der südöstlichen Ukraine ausge-
dehnt würde) immerhin formal Teil der Ukraine. De 

facto wird es jedoch zur Grundlage und zum Instru-
ment eines russischen Protektorats über die Ukraine.

Kiew in der Klemme
Die momentane militärische Lage bringt die ukraini-
sche Regierung in eine schwierige politische Position. 
Durch die Erfolge der russischen und separatistischen 
Truppen hat Kiew in den Kämpfen im Osten des Lan-
des die Initiative verloren, die es im Juli gewonnen hatte, 
nachdem die Separatisten aus dem Territorium nörd-
lich der Donezk–Luhansk-Linie und von der russischen 
Grenze im südlichen Teil der beiden Regionen verdrängt 
worden waren. Große Verluste bei den Truppen durch 
Gefallene und Gefangennahmen sowie zerstörtes Mate-
rial haben das militärische Potential der ukrainischen 
Streitkräfte geschwächt und die Wahrscheinlichkeit ver-
ringert, dass diese die verlorenen Bereiche zurückerobern 
und die Antiterroroperation erfolgreich beenden kön-
nen. Die Situation hat sich durch die Wirtschaftskrise 
und die knappen finanziellen Ressourcen verschlech-
tert, die eine angemessene Ausstattung der ukrainischen 
Einheiten verhindern.

Gleichzeitig verschlechtert sich die Stimmung in der 
ukrainischen Gesellschaft und Kritik wird lauter, die 
sich gegenwärtig hauptsächlich auf die militärischen 
Offiziellen und Befehlshaber richtet, die sich aber auf 
die höchsten Zivilbehörden ausweiten könnte. Die Ver-
luste in den Kämpfen (vor allem das Debakel nahe Ilo-
waisk, bei dem Freiwilligenbataillone keine Unterstüt-
zung erhalten haben) und die Begräbnisse der Soldaten 
haben das ganze Land erschüttert.

Als Reaktion auf die Invasion der russischen Trup-
pen haben die Behörden in Kiew die Intensivierung 
ihrer diplomatischen Bemühungen zur obersten Prio-
rität gemacht, um ihre internationale Unterstützung, 
vor allem aus der EU und den USA, zu stärken. Einer-
seits bemüht sich Kiew um politische sowie finanzielle 
und militärisch-technische Unterstützung (etwa Mili-
tärausrüstung), andererseits will es eine Erhöhung des 
Drucks auf Russland erreichen (etwa durch Auswei-
tung der Sanktionen). Dies war unter anderem das Ziel 
von Präsident Poroschenkos Besuch am 30. August in 
Brüssel: Er nahm dort an einem Treffen des Europäi-
schen Rats teil und traf sich zu bilateralen Gesprächen 
mit Staatsoberhäuptern und führenden Vertretern von 
EU-Institutionen.

Präsident Poroschenko hat seine Gesprächsbereit-
schaft und seine Bereitschaft, eine diplomatische Beile-
gung des Konflikts zu erreichen, betont (auch über ein 
Treffen der Kontaktgruppe – der Vertreter der Ukraine, 
Russlands und der OSZE sowie der Separatisten ange-
hören – am 1. September; ein nächstes Treffen ist für 
den 5. September angesetzt). Die von Russland gestell-
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ten Bedingungen (die Föderalisierung der Ukraine, ein 
autonomes Neurussland, eine Annullierung des Asso-
ziierungsabkommens) sind für Kiew jedoch momen-
tan nicht annehmbar. Der Präsident und die Regierung 
geraten unter starken öffentlichen Druck. Es entstehen 
heftige radikale Gefühle (die sich in einer wachsen-
den Unterstützung jener Parteien niederschlagen, die 
den Krieg befürworten und mit antirussischer Rhetorik 
agieren) und jeder mögliche Kompromiss mit Russland 
könnte zur Explosion der Unzufriedenheit führen. Ein 
Kompromiss zu den Bedingungen Russlands ist auch für 
die politischen und wirtschaftlichen Eliten der Ukraine 
nicht hinnehmbar, da er deren Position im Land ernst-
lich schwächen und sie de facto zu Bittstellern Russ-
lands degradieren würde (politisch wie wirtschaftlich).

In der gegenwärtigen Situation befindet sich Kiew 
in der Defensive und ohne Unterstützung des Westens 

wird es nicht in der Lage sein, die schwierige Situation 
in den Kämpfen im Osten des Landes, die Schwächung 
seiner Streitkräfte und die wirtschaftliche Krise zu meis-
tern. Die politische Priorität der ukrainischen Behörden 
ist es momentan, die für den 26. Oktober angesetzten 
Parlamentswahlen abzuhalten (da das derzeitige Parla-
ment zu effektivem Handeln nicht in der Lage ist). Die 
Ukraine wird sich deshalb weiterhin um so viel externe 
Unterstützung wie möglich bemühen; um möglichst zu 
verhindern, dass Russland und die Separatisten weitere 
Gebiete unter ihre Kontrolle bringen; um mit allen Mit-
teln zu versuchen, die Parlamentswahlen durchzufüh-
ren, und um jede Vereinbarung mit Russland hinaus-
zuzögern, die weitreichende Zugeständnisse erfordern 
würde (zumindest bis nach den Wahlen).
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Analyse

Der Waffenstillstand in der Ostukraine1

Von Rafał Sadowski, Agata Wierzbowska-Miazga, Warschau

Das Minsker Protokoll
Am 5. September haben Mitglieder der sogenannten 
Trilateralen Kontaktgruppe (bestehend aus der Ukraine, 
Russland und der OSZE) und der Separatisten ein Pro-
tokoll über einen Waffenstillstand in der Ostukraine 
unterzeichnet (s. Minsker Protokoll auf S.  7). Die 
Vereinbarung ist allgemeiner Natur und besteht aus 
zwölf kurzen Punkten. Sie beziehen sich auf techni-
sche Fragen im Zusammenhang mit der Einstellung 
der Kampfhandlungen und auf eine politische Eini-
gung im Ukrainekonflikt.

Durch die Vereinbarung ist die Intensität der Kämpfe 
in der Ostukraine deutlich zurückgegangen. Obwohl 
die ukrainische Seite die Separatisten und die russischen 
Truppen beschuldigt, vom Beginn des Waffenstillstands 

1	 Dieser Artikel ist die gekürzte Version eines Artikels, den 
das Zentrum für Osteuropastudien (OSW) in Warschau am 
10.09.2014 auf seiner Webseite veröffentlicht hat. Die Redaktion 
der Ukraine-Analysen dankt für die Erlaubnis zum Nachdruck.

bis zum Morgen des 9. September 89 Angriffe auf ukrai-
nische Kräfte, bei denen vier Soldaten getötet wurden, 
geführt zu haben, erkennt sie die Einhaltung des Waf-
fenstillstands offiziell an. Präsident Poroschenko gab 
am 10. September bekannt, laut ukrainischem Geheim-
dienst hätten 70 Prozent der russischen Militärkräfte 
das Territorium der Ukraine verlassen. Auch Moskau 
gibt an, dass der Waffenstillstand im Großen und Gan-
zen respektiert wird und dass sämtliche der Zwischen-
fälle von ukrainischen Streitkräften provoziert wurden, 
die Kiew nicht unter Kontrolle hatte.

Die Kalkulationen der Ukraine
Die von regulären russischen Truppen unterstützten 
erfolgreichen Militäroffensiven der Separatisten im 
August und Anfang September haben die ukrainische 
Seite zur Unterzeichnung der Vereinbarung gezwun-
gen. Die Kämpfe gingen mit schweren Verlusten bei den 
ukrainischen Truppen einher, die zudem in unterlegene 
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